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0717 Postulat (SP) "Vaterschaftsurlaub für Gemeindeangestellte"
Abschreibung; Direktion Präsidiales und Finanzen

Bericht des Gemeinderates

Das Postulat wurde am 10. März 2008 vom Parlament erheblich erklärt. Am 15. Februar 2010
verlängerte das Parlament die Erfüllungsfrist bis zum 31. Dezember 2011.

1. Ausgangslage

Mit dem Postulat wird der Gemeinderat beauftragt zu prüfen, ob zukünftig alle von der Gemein-
de Köniz angestellten Männer mindestens 15 Tage Vaterschaftsurlaub beziehen könnten. Der
Urlaub wäre im ersten Jahr nach der Geburt oder Adoption eines Kindes einzuziehen, je nach
Wunsch und Möglichkeiten auch in Halbtagen.

2. Neue Regelung in der Personalverordnung ab 2012

In den letzten Jahren wurde das gesamte Personalrecht überarbeitet. In Art. 48 des Personal-
reglements vom 21. März 2011 wird die Bezeichnung der arbeitsfreien Tage an den Gemeinde-
rat delegiert. Der Gemeinderat hat die arbeitszeitlichen Belange und damit auch die Frage des
Vaterschaftsurlaubs im Gesamtkontext gewichtet und in Art. 84 der Verordnung wie folgt gere-
gelt:

Art. 84 Bezahlter Urlaub bei Niederkunft

Bezahlter Urlaub bei

Niederkunft (Vater-

schaftsurlaub)

1 Die Mitarbeitenden haben bei Niederkunft der Ehefrau oder der

Lebenspartnerin Anspruch auf bezahlten Urlaub von zehn Tagen.

2 Der Urlaub ist innerhalb von sechs Monaten zu beziehen. Ein

halbtageweiser Bezug ist möglich.

3 Mitarbeitende können den Urlaub nach mündlicher Meldung an

die Abteilungsleitung beziehen.

Die Verordnung tritt am 1. Januar 2012 in Kraft.

Aus organisatorischen und finanzpolitischen Gründen hat der Gemeinderat darauf verzichtet,
eine weitergehende Lösung von mindestens 15 Tagen Vaterschaftsurlaub anzustreben. Der
Gemeinderat ist aber der Auffassung, mit einem Vaterschaftsurlaub von neu zehn Tagen eine
grosszügige Regelung anzubieten, welche auch im Vergleich mit anderen öffentlichen Arbeit-
gebern in der Grossregion durchaus mithalten kann.

Mit dieser Regelung hat der Gemeinderat weitgehend das Anliegen der Postulierenden erfüllt.
Damit wird die Abschreibung des Postulats gemäss Art. 62 des Geschäftsreglements des Par-
laments beantragt.
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Antrag

Der Gemeinderat beantragt dem Parlament, folgenden Beschluss zu fassen:

Das Postulat wird abgeschrieben.

Köniz, 12. Oktober 2011

Der Gemeinderat

Beilagen

 Vorstosstext und Antwort des Gemeinderates vom 16. Januar 2008








